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ESUG − „Fiskalprivileg durch die Hintertür“: 
 

Breiter Widerstand gegen  
Privilegierung von Steuerforderungen 
 
Berlin/Kleve, Oktober 2011. Der Deutsche Bundestag hat am 27. 
Oktober das Gesetz zur weiteren Erleichterung der Sanierung 
von Unternehmen, ESUG, verabschiedet. In einer „Berliner 
Erklärung zu Sanierung und Insolvenz“ kritisieren über 20 
Wirtschaftsverbände, darunter auch der Bundesverband Credit 
Management (BvCM) e.V., die mit der Neuregelung verbundene 
Privilegierung von Steuerforderungen in Insolvenzverfahren.  
 
Die „Berliner Erklärung“ begrüßt die Initiative des Gesetzgebers zu 
einer weiteren Stärkung eines sanierungsorientierten 
Insolvenzverfahrens ausdrücklich. Mit Unverständnis wird jedoch zur 
Kenntnis genommen, dass der Gesetzgeber einerseits und die 
Rechtsprechung des Bundesfinanzhofes andererseits mit aller Macht 
darum bemüht sind, das bereits 1999 abgeschaffte Fiskusprivileg 
wieder einzuführen. 
 
Sanierungschancen und Gläubigerschutz gefährdet 
Mit einer Privilegierung von Steuerforderungen würden den von der 
Insolvenz betroffenen Unternehmen die letzten noch verfügbaren 
finanziellen Mittel entzogen, sodass eine Sanierung häufig in Gefahr 
gerate oder sogar von vorne herein unmöglich würde. Die 
Unterzeichner der Erklärung sind sich einig: Das ESUG wäre zu 
einem gesetzgeberischen Feigenblatt degradiert, das die 
Vernichtung von Unternehmenswerten und Arbeitsplätzen durch eine 
systemwidrige Privilegierung von Steuerforderungen nicht verdecken 
könnte. Nicole Neumerkel, BvCM-Vorstandsmitglied, sieht zudem 
Gläubigerinteressen in Gefahr: „Ungesicherten Gläubigern droht 
wegen der Vorabbefriedigung von Forderungen des Fiskus im Fall 
einer Kundeninsolvenz ein noch größerer Forderungsausfall, als er 
ohnehin schon entsteht.“ Eine Wiedereinführung des „mühsam mit 
Inkrafttreten der Insolvenzordnung (InsO) beseitigten Fiskusprivilegs 
− quasi durch die Hintertür“, sei aus Sicht des BvCM für die 
deutsche Privatwirtschaft nicht hinnehmbar. 
 
Breite Allianz gegen einseitige Bevorzugung des Staates 
Alle beteiligten Verbände und Organisationen rufen den 
Gesetzgeber auf, die bereits in Kraft getretenen Änderungen u.a. in 
§ 55 Abs.4  der Insolvenzordnung dahingehend zu korrigieren − und 
weitere mittelbare oder unmittelbare Eingriffe zugunsten des Staates 
und zu Lasten aller übrigen ohnehin schon durch die Insolvenz stark 
beeinträchtigten Gläubiger zu unterbinden. Dies gilt vor allem für die 
Folgen aus der Rechtsprechung des Bundesfinanzhofes vom 
09.12.2010 (Az. V R 22/10) und vom 28.07.2011 (Az. V R 28/09).  
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Die Bemühungen des Gesetzgebers um eine einseitige 
Bevorzugung des Staates hätten gezeigt, dass eine übergreifende 
Zusammenarbeit von Verbänden und Organisationen erforderlich ist, 
um diesen Entwicklungen Einhalt zu gebieten. Daher haben sich 
mehr als 20 Verbände inklusive des BvCM entschlossen, nicht nur 
ihre Position in der Berliner Erklärung zu Sanierung und Insolvenz zu 
verdeutlichen, sondern auch zukünftig in einer dauerhaften 
Kommission zusammen zu arbeiten.  

 
 
Kurzprofil Bundesverband Credit Management e.V.: 
 
Der Bundesverband Credit Management (BvCM) e.V. wurde 2002 
als Verein für Credit Management (VfCM) e.V. gegründet. Die 
Umbenennung erfolgte im April 2011 und dokumentiert den 
Anspruch des BvCM, Dachorganisation aller deutschen Credit 
Manager zu sein. Sein Ziel ist die fortlaufende Professionalisierung 
des Credit Managements – sowohl national als auch auf 
europäischer Ebene. In diesem Zusammenhang sollen die 
Berufsbilder Credit Manager und Credit Controller in Deutschland 
weiter etabliert werden. Gemeinsam mit seinen Partnern aus 
Wirtschaft und Wissenschaft forciert er die Aus- und Weiterbildung 
entsprechender Experten und organisiert den Erfahrungsaustausch 
innerhalb der Branche. Zudem formuliert und vertritt er ihre 
Standpunkte. Zu den bundesweit rund 1.000 Mitgliedern des 
Verbandes zählen renommierte Unternehmen wie BayWa, 
Continental, Coca Cola, Henkel, Sony, TNT Express und Total 
Deutschland sowie die führenden Dienstleister im 
Kreditversicherungsgeschäft. Die Mitglieder repräsentieren einen 
Jahresumsatz von knapp 750 Milliarden Euro und über eine Million 
Arbeitsplätze. 
 
 
Credit Management – was ist das eigentlich genau? 
 
Credit Management bezeichnet den systematischen Umgang von 
Unternehmen mit ihren Forderungen gegenüber Kunden bzw. ihrer 
Rolle als Kreditgeber. Es umfasst dabei sämtliche Prozesse, die mit 
der Entstehung und Bearbeitung von Forderungen einhergehen. Es 
zielt auf die systematische Verbesserung des Cashflows sowie die 
Reduzierung von Zahlungsausfällen ab. Über die Verbesserung der 
Liquidität wird es zum Schlüsselfaktor für dauerhaft gesunde 
Unternehmensfinanzen und stärkt die Unabhängigkeit der Wirtschaft 
von externen Kapitalgebern.  
 
Zu den Aufgaben eines Credit Managers zählen die Überprüfung der 
Kreditwürdigkeit von Kunden, die Erstellung und Entwicklung von 
Kreditlimits, Ratings, Zahlungskonditionen und die konstante 
Kontrolle der Einhaltung der für diese Bereiche definierten 
Richtlinien. Sowohl bei externen Kunden, aber auch der „internen 
Kundschaft", wie z.B. der Verkaufsabteilung. Darüber hinaus 
gehören die Beschaffung und Bewertung von Sicherheiten sowie die 
Beobachtung der Entwicklung von Zahlungsmodalitäten zum 
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Aufgabenprofil. Das Credit Management besitzt in der Regel eine 
Schnittstellenfunktion zwischen Vertrieb, Controlling und 
Finanzabteilung.  

 
Kontakt: 
 
Bundesverband Credit Management (BvCM) e.V. 
Siemensstraße 31 
47533 Kleve 
Tel.: 02821 – 77 57 85 
Fax: 02821 – 77 57 75 
E-Mail: sekretariat@credit-manager.de 
Internet: www.credit-manager.de 
Twitter: www.twitter.com/BvCMeV  
 
 
Pressekontakt:  
 
mediamixx GmbH  
Alf Buddenberg  
Tiergartenstraße 64  
47533 Kleve 
Tel.: 02821 – 711 56 13 
Fax: 02821 – 711 56 39 
E-Mail: alf.buddenberg@mediamixx.net  
 
Gerne stellen wir Ihnen für Experten-Interviews oder 
Fachbeiträge Kontakt zu Mitgliedern des BvCM oder dessen 
Netzwerk her.  
 


